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Anlage 1
(zu Artikel 246 § 2 Absatz 3 Satz 1)

Muster für die Widerrufsbelehrung1)

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von [14 Tagen] [1] ohne Angabe von Gründen in
Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) [oder – wenn Ihnen die Sache vor Fristablauf überlassen wird –
auch durch Rücksendung der Sache] [2] widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser
Belehrung in Textform [3] . Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung
des Widerrufs [oder der Sache] [2] . Der Widerruf ist zu richten an: [4]

Widerrufsfolgen [5]

Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewäh-
ren und ggf. gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben. [6] Können Sie uns die emp-
fangene Leistung sowie Nutzungen (z.B. Gebrauchsvorteile) nicht oder teilweise nicht oder nur in
verschlechtertem Zustand zurückgewähren beziehungsweise herausgeben, müssen Sie uns insoweit
Wertersatz leisten. [7] [Für die Verschlechterung der Sache müssen Sie Wertersatz nur leisten,
soweit die Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist, der über die
Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinausgeht. [8] Unter „Prüfung der Eigen-
schaften und der Funktionsweise“ versteht man das Testen und Ausprobieren der jeweiligen Ware,
wie es etwa im Ladengeschäft möglich und üblich ist. [9] Paketversandfähige Sachen sind auf
unsere [Kosten und] [10] Gefahr zurückzusenden. Nicht paketversandfähige Sachen werden bei
Ihnen abgeholt.] [2] Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30
Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung [oder
der Sache] [2] , für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise
[11]
[12]
[13]

(Ort), (Datum), (Unterschrift des Verbrauchers) [14]

Gestaltungshinweise:
[1] Wird die Belehrung nicht spätestens bei, sondern erst nach Vertragsschluss mitgeteilt, lautet

der Klammerzusatz „einem Monat“. In diesem Fall ist auch Gestaltungshinweis 9 einschlägig,
wenn der dort genannte Hinweis nicht spätestens bei Vertragsschluss in Textform erfolgt. Bei
Fernabsatzverträgen steht eine unverzüglich nach Vertragsschluss in Textform mitgeteilte
Widerrufsbelehrung einer solchen bei Vertragsschluss gleich, wenn der Unternehmer den
Verbraucher gemäß Artikel 246 § 1 Absatz 1 Nummer 10 EGBGB unterrichtet hat.

[2] Der Klammerzusatz entfällt bei Leistungen, die nicht in der Überlassung von Sachen beste-
hen.

[3] Liegt einer der nachstehenden Sonderfälle vor, ist Folgendes einzufügen:
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a) bei schriftlich abzuschließenden Verträgen: „ , jedoch nicht, bevor Ihnen auch eine
Vertragsurkunde, Ihr schriftlicher Antrag oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder
des Antrags zur Verfügung gestellt worden ist“;

b) bei Fernabsatzverträgen (§ 312 b Absatz 1 Satz 1 BGB) über die
aa) Lieferung von Waren: „ , jedoch nicht vor Eingang der Ware beim Empfänger (bei

der wiederkehrenden Lieferung gleichartiger Waren nicht vor Eingang der ersten
Teillieferung) und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß
Artikel 246 § 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 und 2 EGBGB“;

bb) Erbringung von Dienstleistungen außer Zahlungsdiensten: „ , jedoch nicht vor
Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß
Artikel 246 § 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 und 2 EGBGB“;

cc) Erbringung von Zahlungsdiensten:
aaa) bei Zahlungsdiensterahmenverträgen: „ , jedoch nicht vor Vertragsschluss und

auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2
in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 8 bis 12 und Absatz 2 Nummer 2, 4
und 8 sowie Artikel 248 § 4 Absatz 1 EGBGB“;

bbb) bei Kleinbetragsinstrumenten im Sinne des § 675 i Absatz 1 BGB: „ , jedoch
nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung unserer Informations-
pflichten gemäß Artikel 246 § 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 8
bis 12 und Absatz 2 Nummer 2, 4 und 8 sowie Artikel 248 § 11 Absatz 1
EGBGB“;

ccc) bei Einzelzahlungsverträgen: „ , jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht
vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2 in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 Nummer 8 bis 12 und Absatz 2 Nummer 2, 4 und 8
sowie Artikel 248 § 13 Absatz 1 EGBGB“;

c) bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr (§ 312 g Absatz 1 Satz 1 BGB): „ ,
jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312 g Absatz 1 Satz 1 BGB in
Verbindung mit Artikel 246 § 3 EGBGB“;

d) bei einem Kauf auf Probe (§ 454 BGB): „ , jedoch nicht, bevor der Kaufvertrag durch
Ihre Billigung des gekauften Gegenstandes für Sie bindend geworden ist“.

Wird für einen Vertrag belehrt, der unter mehrere der vorstehenden Sonderfälle fällt (z.B. ein
Fernabsatzvertrag über die Lieferung von Waren im elektronischen Geschäftsverkehr), sind
die jeweils zutreffenden Ergänzungen zu kombinieren (in dem genannten Beispiel wie folgt:
„ , jedoch nicht vor Eingang der Ware beim Empfänger [bei der wiederkehrenden Lieferung
gleichartiger Waren nicht vor Eingang der ersten Teillieferung] und auch nicht vor Erfüllung
unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 und 2
EGBGB sowie unserer Pflichten gemäß § 312 g Absatz 1 Satz 1 BGB in Verbindung mit
Artikel 246 § 3 EGBGB“). Soweit zu kombinierende Ergänzungen sprachlich identisch sind,
sind Wiederholungen des Wortlauts nicht erforderlich.

[4] Einsetzen: Namen/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten.
Zusätzlich können angegeben werden: Telefaxnummer, E-Mail-Adresse und/oder, wenn der
Verbraucher eine Bestätigung seiner Widerrufserklärung an den Unternehmer erhält, auch
eine Internetadresse.

[5] Dieser Absatz kann entfallen, wenn die beiderseitigen Leistungen erst nach Ablauf der
Widerrufsfrist erbracht werden. Dasselbe gilt, wenn eine Rückabwicklung nicht in Betracht
kommt (z.B. Hereinnahme einer Bürgschaft).

[6] Bei der Vereinbarung eines Entgelts für die Duldung einer Überziehung im Sinne des § 505
BGB ist hier Folgendes einzufügen:
„Überziehen Sie Ihr Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit oder überschreiten
Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, können wir von Ihnen über die Rück-
zahlung des Betrags der Überziehung oder Überschreitung hinaus weder Kosten noch Zinsen
verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen und Folgen der Über-
ziehung oder Überschreitung (z.B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben.“

[7] Bei Fernabsatzverträgen über Dienstleistungen ist folgender Satz einzufügen:
„Dies kann dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum
bis zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen.“
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[8] Bei Fernabsatzverträgen über die Lieferung von Waren ist anstelle des vorhergehenden Satzes
folgender Satz einzufügen:
„Für die Verschlechterung der Sache und für gezogene Nutzungen müssen Sie Wertersatz nur
leisten, soweit die Nutzungen oder die Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache
zurückzuführen ist, der über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinaus-
geht.“

[9] Wenn ein Hinweis auf die Wertersatzpflicht gemäß § 357 Absatz 3 Satz 1 BGB nicht spätes-
tens bei Vertragsschluss in Textform erfolgt, ist anstelle der beiden vorhergehenden Sätze
einzufügen: „Für eine durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der Sache entstande-
ne Verschlechterung müssen Sie keinen Wertersatz leisten.“ Bei Fernabsatzverträgen steht ein
unverzüglich nach Vertragsschluss in Textform mitgeteilter Hinweis einem solchen bei Ver-
tragsschluss gleich, wenn der Unternehmer den Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe von
dessen Vertragserklärung in einer dem eingesetzten Fernkommunikationsmittel entsprechen-
den Weise über die Wertersatzpflicht unterrichtet hat.
Handelt es sich um einen Fernabsatzvertrag über die Lieferung von Waren, ist anzufügen:
„Wertersatz für gezogene Nutzungen müssen Sie nur leisten, soweit Sie die Ware in einer Art
und Weise genutzt haben, die über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise
hinausgeht. Unter „Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise" versteht man das
Testen und Ausprobieren der jeweiligen Ware, wie es etwa im Ladengeschäft möglich und
üblich ist.“

[10] Ist entsprechend § 357 Absatz 2 Satz 3 BGB eine Übernahme der Versandkosten durch den
Verbraucher vereinbart worden, kann der Klammerzusatz weggelassen werden. Stattdessen ist
hinter „zurückzusenden.“ Folgendes einzufügen:
„Sie haben die regelmäßigen Kosten der Rücksendung zu tragen, wenn die gelieferte Ware
der bestellten entspricht und wenn der Preis der zurückzusendenden Sache einen Betrag von
40 Euro nicht übersteigt oder wenn Sie bei einem höheren Preis der Sache zum Zeitpunkt
des Widerrufs noch nicht die Gegenleistung oder eine vertraglich vereinbarte Teilzahlung
erbracht haben. Anderenfalls ist die Rücksendung für Sie kostenfrei.“

[11] Bei einem Widerrufsrecht gemäß § 312 d Absatz 1 BGB, das für einen Fernabsatzvertrag über
die Erbringung einer Dienstleistung gilt, ist hier folgender Hinweis aufzunehmen:
„Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.“

[12] Der nachfolgende Hinweis für finanzierte Geschäfte kann entfallen, wenn kein verbundenes
Geschäft vorliegt:
„Wenn Sie diesen Vertrag durch ein Darlehen finanzieren und ihn später widerrufen, sind Sie
auch an den Darlehensvertrag nicht mehr gebunden, sofern beide Verträge eine wirtschaftli-
che Einheit bilden. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn wir gleichzeitig Ihr
Darlehensgeber sind oder wenn sich Ihr Darlehensgeber im Hinblick auf die Finanzierung
unserer Mitwirkung bedient. Wenn uns das Darlehen bei Wirksamwerden des Widerrufs oder
bei der Rückgabe der Ware bereits zugeflossen ist, tritt Ihr Darlehensgeber im Verhältnis zu
Ihnen hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs oder der Rückgabe in unsere Rechte und
Pflichten aus dem finanzierten Vertrag ein. Letzteres gilt nicht, wenn der vorliegende Vertrag
den Erwerb von Finanzinstrumenten (z.B. von Wertpapieren, Devisen oder Derivaten) zum
Gegenstand hat.
Wollen Sie eine vertragliche Bindung so weitgehend wie möglich vermeiden, machen Sie
von Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch und widerrufen Sie zudem den Darlehensvertrag, wenn
Ihnen auch dafür ein Widerrufsrecht zusteht.“
Bei einem finanzierten Erwerb eines Grundstücks oder eines grundstücksgleichen Rechts ist
Satz 2 des vorstehenden Hinweises wie folgt zu ändern:
„Dies ist nur anzunehmen, wenn die Vertragspartner in beiden Verträgen identisch sind oder
wenn der Darlehensgeber über die Zurverfügungstellung von Darlehen hinaus Ihr Grund-
stücksgeschäft durch Zusammenwirken mit dem Veräußerer fördert, indem er sich dessen
Veräußerungsinteressen ganz oder teilweise zu eigen macht, bei der Planung, Werbung oder
Durchführung des Projekts Funktionen des Veräußerers übernimmt oder den Veräußerer
einseitig begünstigt.“

[13] Der nachfolgende Hinweis für Fernabsatzverträge über Finanzdienstleistungen kann entfallen,
wenn kein hinzugefügter Fernabsatzvertrag über eine Dienstleistung vorliegt:
„Bei Widerruf dieses Fernabsatzvertrags über eine Finanzdienstleistung sind Sie auch an einen
hinzugefügten Fernabsatzvertrag nicht mehr gebunden, wenn dieser Vertrag eine weitere
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Dienstleistung von uns oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen
uns und dem Dritten zum Gegenstand hat.“

[14] Ort, Datum und Unterschriftsleiste können entfallen. In diesem Fall sind diese Angaben
entweder durch die Wörter „Ende der Widerrufsbelehrung“ oder durch die Wörter „Ihr(e)
(einsetzen: Firma des Unternehmers)“ zu ersetzen.
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Anlage 2
(zu Artikel 246 § 2 Absatz 3 Satz 1)

Muster für die Rückgabebelehrung1)

Rückgabebelehrung

Rückgaberecht

Sie können die erhaltene Ware ohne Angabe von Gründen innerhalb von [14 Tagen] [1] durch
Rücksendung der Ware zurückgeben. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung in Textform
(z.B. als Brief, Fax, E-Mail), jedoch nicht vor Eingang der Ware [2]. Nur bei nicht paketversand-
fähiger Ware (z.B. bei sperrigen Gütern) können Sie die Rückgabe auch durch Rücknahme-
verlangen in Textform erklären. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung der
Ware oder des Rücknahmeverlangens. In jedem Fall erfolgt die Rücksendung auf unsere Kosten
und Gefahr. Die Rücksendung oder das Rücknahmeverlangen hat zu erfolgen an: [3]

[4]

[5]

Rückgabefolgen

Im Falle einer wirksamen Rückgabe sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzuge-
währen und ggf. gezogene Nutzungen herauszugeben. Bei einer Verschlechterung der Sache und
für Nutzungen (z.B. Gebrauchsvorteile), die nicht oder teilweise nicht oder nur in verschlechter-
tem Zustand herausgegeben werden können, müssen Sie uns insoweit Wertersatz leisten. Für die
Verschlechterung der Sache müssen Sie Wertersatz nur leisten, soweit die Verschlechterung auf
einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist, der über die Prüfung der Eigenschaften und der
Funktionsweise hinausgeht. [6] Unter „Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise“
versteht man das Testen und Ausprobieren der jeweiligen Ware, wie es etwa im Ladengeschäft
möglich und üblich ist. [7] Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von
30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung der Ware oder des Rück-
nahmeverlangens, für uns mit dem Empfang.

Finanzierte Geschäfte [8]

(Ort), (Datum), (Unterschrift des Verbrauchers) [9]

Gestaltungshinweise:
[1] Wird die Belehrung nicht spätestens bei, sondern erst nach Vertragsschluss mitgeteilt, lautet

der Klammerzusatz „einem Monat“. In diesem Fall ist auch Gestaltungshinweis [7] einschlä-
gig, wenn der dort genannte Hinweis nicht spätestens bei Vertragsschluss in Textform erfolgt.
Bei Fernabsatzverträgen steht eine unverzüglich nach Vertragsschluss in Textform mitgeteilte
Rückgabebelehrung einer solchen bei Vertragsschluss gleich, wenn der Unternehmer den
Verbraucher gemäß Artikel 246 § 1 Absatz 1 Nummer 10 EGBGB unterrichtet hat.

[2] Liegt einer der nachstehenden Sonderfälle vor, ist Folgendes einzufügen:
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a) bei schriftlich abzuschließenden Verträgen: „und auch nicht, bevor Ihnen auch eine
Vertragsurkunde, Ihr schriftlicher Antrag oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder
des Antrags zur Verfügung gestellt worden ist“;

b) bei Fernabsatzverträgen (§ 312 b Absatz 1 Satz 1 BGB): „beim Empfänger (bei der
wiederkehrenden Lieferung gleichartiger Waren nicht vor Eingang der ersten Teilliefe-
rung) und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2
in Verbindung mit § 1 Absatz 1 und 2 EGBGB“;

c) bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr (§ 312 g Absatz 1 Satz 1 BGB): „und
auch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312 g Absatz 1 Satz 1 BGB in
Verbindung mit Artikel 246 § 3 EGBGB“;

d) bei einem Kauf auf Probe (§ 454 BGB): „und auch nicht, bevor der Kaufvertrag durch
Ihre Billigung des gekauften Gegenstandes für Sie bindend geworden ist“.

Wird für einen Vertrag belehrt, der unter mehrere der vorstehenden Sonderfälle fällt (z.B. ein
Fernabsatzvertrag im elektronischen Geschäftsverkehr), sind die jeweils zutreffenden Ergän-
zungen zu kombinieren (in dem genannten Beispiel wie folgt: „beim Empfänger [bei der
wiederkehrenden Lieferung gleichartiger Waren nicht vor Eingang der ersten Teillieferung]
und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2 in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 und 2 EGBGB sowie unserer Pflichten gemäß § 312 g Absatz 1
Satz 1 BGB in Verbindung mit Artikel 246 § 3 EGBGB“).

[3] Einsetzen: Namen/Firma und ladungsfähige Anschrift des Rückgabeadressaten.
Zusätzlich können angegeben werden: Telefaxnummer, E-Mail-Adresse und/oder, wenn der
Verbraucher eine Bestätigung seines Rücknahmeverlangens an den Unternehmer erhält, auch
eine Internetadresse.

[4] Hier kann der Hinweis hinzugefügt werden:
„Die Rückgabe paketfähiger Ware kann auch an das Unternehmen (einsetzen: Namen/Firma
und Telefonnummer einer Versandstelle) erfolgen, das die Ware bei Ihnen abholt.“

[5] Hier kann der Hinweis hinzugefügt werden:
„Bei Rücknahmeverlangen wird die Ware bei Ihnen abgeholt.“

[6] Bei Fernabsatzverträgen über Waren ist anstelle des vorgehenden Satzes folgender Satz ein-
zufügen:
„Für die Verschlechterung der Sache und für gezogene Nutzungen müssen Sie Wertersatz nur
leisten, soweit die Nutzungen oder die Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache
zurückzuführen ist, der über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinaus-
geht.“

[7] Wenn ein Hinweis auf die Wertersatzpflicht gemäß § 357 Absatz 3 Satz 1 BGB nicht spätes-
tens bei Vertragsschluss in Textform erfolgt, ist anstelle der beiden vorhergehenden Sätze
folgender Satz einzufügen: „Für eine durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der
Sache entstandene Verschlechterung müssen Sie keinen Wertersatz leisten.“ Bei Fernabsatz-
verträgen steht ein unverzüglich nach Vertragsschluss in Textform mitgeteilter Hinweis einem
solchen bei Vertragsschluss gleich, wenn der Unternehmer den Verbraucher rechtzeitig vor
Abgabe von dessen Vertragserklärung in einer dem eingesetzten Fernkommunikationsmittel
entsprechenden Weise über die Wertersatzpflicht unterrichtet hat.
Handelt es sich um einen Fernabsatzvertrag über die Lieferung von Waren, ist dem vor-
stehenden Hinweis anzufügen:
„Wertersatz für gezogene Nutzungen müssen Sie nur leisten, soweit Sie die Ware in einer Art
und Weise genutzt haben, die über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise
hinausgeht. Unter „Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise“ versteht man das
Testen und Ausprobieren der jeweiligen Ware, wie es etwa im Ladengeschäft möglich und
üblich ist.“

[8] Der nachfolgende Hinweis für finanzierte Geschäfte kann entfallen, wenn kein verbundenes
Geschäft vorliegt:
„Wenn Sie diesen Vertrag durch ein Darlehen finanzieren und später von Ihrem Rück-
gaberecht Gebrauch machen, sind Sie auch an den Darlehensvertrag nicht mehr gebunden,
sofern beide Verträge eine wirtschaftliche Einheit bilden. Dies ist insbesondere dann anzuneh-
men, wenn wir gleichzeitig Ihr Darlehensgeber sind oder wenn sich Ihr Darlehensgeber im
Hinblick auf die Finanzierung unserer Mitwirkung bedient. Wenn uns das Darlehen bei
Wirksamwerden des Widerrufs oder bei der Rückgabe der Ware bereits zugeflossen ist, tritt
Ihr Darlehensgeber im Verhältnis zu Ihnen hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs oder
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der Rückgabe in unsere Rechte und Pflichten aus dem finanzierten Vertrag ein. Wollen Sie
eine vertragliche Bindung so weitgehend wie möglich vermeiden, machen Sie von Ihrem
Rückgaberecht Gebrauch und widerrufen Sie den Darlehensvertrag, wenn Ihnen auch dafür
ein Widerrufsrecht zusteht.“

[9] Ort, Datum und Unterschriftsleiste können entfallen. In diesem Fall sind diese Angaben
entweder durch die Wörter „Ende der Rückgabebelehrung“ oder durch die Wörter „Ihr(e)
(einsetzen: Firma des Unternehmers)“ zu ersetzen.
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Anlage 3
(zu Artikel 247 § 2)

Europäische Standardinformationen für Verbraucherkredite

1. Name und Kontaktangaben des Kreditgebers/Kreditvermittlers

Kreditgeber [Name]
Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Ver-

brauchers]
Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

(falls zutreffend)
Kreditvermittler [Name]
Anschrift [Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher]

Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

In allen Fällen, in denen „falls zutreffend“ angegeben ist, muss der Kredit-
geber das betreffende Kästchen ausfüllen, wenn die Information für den
Kreditvertrag relevant ist, oder die betreffende Information bzw. die gesamte
Zeile streichen, wenn die Information für die in Frage kommende Kreditart
nicht relevant ist.

Die Vermerke in eckigen Klammern dienen zur Erläuterung und sind
durch die entsprechenden Angaben zu ersetzen.

2. Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Kredits

Kreditart

Gesamtkreditbetrag
Obergrenze oder Summe aller Beträge, die auf-
grund des Kreditvertrags zur Verfügung gestellt
wird

Bedingungen für die Inanspruchnahme
Gemeint ist, wie und wann Sie das Geld erhal-
ten

Laufzeit des Kreditvertrags

Teilzahlungen und gegebenenfalls Reihenfolge,
in der die Teilzahlungen angerechnet werden

Sie müssen folgende Zahlungen leisten:

[Betrag, Anzahl und Periodizität der vom Ver-
braucher zu leistenden Zahlungen]
Zinsen und/oder Kosten sind wie folgt zu ent-
richten:
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Von Ihnen zu zahlender Gesamtbetrag [Summe des Gesamtkreditbetrags und der Ge-
samtkosten des Kredits]

Betrag des geliehenen Kapitals zuzüglich Zinsen
und etwaiger Kosten im Zusammenhang mit
Ihrem Kredit

(falls zutreffend)
Der Kredit wird in Form eines Zahlungsauf-
schubs für eine Ware oder Dienstleistung ge-
währt oder ist mit der Lieferung bestimmter
Waren oder der Erbringung einer Dienstleis-
tung verbunden.
Bezeichnung der Ware oder Dienstleistung
Barzahlungspreis

(falls zutreffend)
Verlangte Sicherheiten [Art der Sicherheiten]
Beschreibung der von Ihnen im Zusammen-
hang mit dem Kreditvertrag zu stellenden Si-
cherheiten

(falls zutreffend)
Zahlungen dienen nicht der unmittelbaren Ka-
pitaltilgung

3. Kreditkosten

Sollzinssatz oder gegebenenfalls die verschiede-
nen Sollzinssätze, die für den Kreditvertrag gel-
ten

[%
– gebunden oder
– veränderlich (mit dem Index oder Referenz-

zinssatz für den anfänglichen Sollzinssatz)
– Zeiträume]

Effektiver Jahreszins [% Repräsentatives Beispiel unter Angabe sämt-
licher in die Berechnung des Jahreszinses ein-
fließender Annahmen]Gesamtkosten ausgedrückt als jährlicher Pro-

zentsatz des Gesamtkreditbetrags
Diese Angabe hilft Ihnen dabei, unterschiedli-
che Angebote zu vergleichen.

Ist
– der Abschluss einer Kreditversicherung
oder
– die Inanspruchnahme einer anderen mit dem

Kreditvertrag zusammenhängenden Neben-
leistung

zwingende Voraussetzung dafür, dass der Kredit
überhaupt oder nach den vorgesehenen Ver-
tragsbedingungen gewährt wird?

Ja/Nein
[Falls ja, Art der Versicherung:]
Ja/Nein
[Falls ja, Art der Nebenleistung:]

Falls der Kreditgeber die Kosten dieser Dienst-
leistungen nicht kennt, sind sie nicht im effekti-
ven Jahreszins enthalten.

Kosten im Zusammenhang mit dem Kredit

(falls zutreffend)
Die Führung eines oder mehrerer Konten ist
für die Buchung der Zahlungsvorgänge und der
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in Anspruch genommenen Kreditbeträge erfor-
derlich.

(falls zutreffend)
Höhe der Kosten für die Verwendung eines
bestimmten Zahlungsmittels (z.B. einer Kredit-
karte)

(falls zutreffend)
Sonstige Kosten im Zusammenhang mit dem
Kreditvertrag

(falls zutreffend)
Bedingungen, unter denen die vorstehend ge-
nannten Kosten im Zusammenhang mit dem
Kreditvertrag geändert werden können

(falls zutreffend)
Notarkosten

Kosten bei Zahlungsverzug
Ausbleibende Zahlungen können schwer wie-
gende Folgen für Sie haben (z.B. Zwangsver-
kauf) und die Erlangung eines Kredits erschwe-
ren.

Für verspätete Zahlungen wird Ihnen [. . . (an-
wendbarer Zinssatz und gegebenenfalls Ver-
zugskosten)] berechnet.

4. Andere wichtige rechtliche Aspekte

Widerrufsrecht Ja/Nein
Sie haben das Recht, innerhalb von 14 Kalen-
dertagen den Kreditvertrag zu widerrufen.

Vorzeitige Rückzahlung
Sie haben das Recht, den Kredit jederzeit ganz
oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen.

(falls zutreffend)
Dem Kreditgeber steht bei vorzeitiger Rück-
zahlung eine Entschädigung zu

[Festlegung der Entschädigung (Berechnungs-
methode) gemäß § 502 BGB]

Datenbankabfrage
Der Kreditgeber muss Sie unverzüglich und un-
entgeltlich über das Ergebnis einer Datenbank-
abfrage unterrichten, wenn ein Kreditantrag
aufgrund einer solchen Abfrage abgelehnt wird.
Dies gilt nicht, wenn eine entsprechende Un-
terrichtung durch die Rechtsvorschriften der
Europäischen Gemeinschaft untersagt ist oder
den Zielen der öffentlichen Ordnung oder Si-
cherheit zuwiderläuft.

Recht auf einen Kreditvertragsentwurf
Sie haben das Recht, auf Verlangen unentgelt-
lich eine Kopie des Kreditvertragsentwurfs zu
erhalten. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn
der Kreditgeber zum Zeitpunkt der Beantra-
gung nicht zum Abschluss eines Kreditvertrags
mit Ihnen bereit ist.
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(falls zutreffend)
Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an
die vorvertraglichen Informationen gebunden
ist

Diese Informationen gelten vom . . . bis . . .

(falls zutreffend)

5. Zusätzliche Informationen beim Fernabsatz von Finanzdienstleis-
tungen

a) zum Kreditgeber

(falls zutreffend)
Vertreter des Kreditgebers in dem Mitgliedstaat,
in dem Sie Ihren Wohnsitz haben

[Name]

Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Ver-
brauchers]

Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

(falls zutreffend)
Eintrag im Handelsregister [Handelsregister, in das der Kreditgeber einge-

tragen ist, und seine Handelsregisternummer
oder eine gleichwertige in diesem Register ver-
wendete Kennung]

(falls zutreffend)
Zuständige Aufsichtsbehörde

b) zum Kreditvertrag

(falls zutreffend)
Ausübung des Widerrufsrechts [Praktische Hinweise zur Ausübung des Wider-

rufsrechts, darunter Widerrufsfrist, Angabe der
Anschrift, an die die Widerruferklärung zu sen-
den ist, sowie Folgen bei Nichtausübung dieses
Rechts]

(falls zutreffend)
Recht, das der Kreditgeber der Aufnahme von
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Kre-
ditvertrags zugrunde legt

(falls zutreffend)
Klauseln über das auf den Kreditvertrag an-
wendbare Recht und/oder das zuständige Ge-
richt

[Entsprechende Klauseln hier wiedergeben]

(falls zutreffend) Die Informationen und Vertragsbedingungen
werden in [Angabe der Sprache] vorgelegt. Mit
Ihrer Zustimmung werden wir während der
Laufzeit des Kreditvertrags in [Angabe der Spra-
che(n)] mit Ihnen Kontakt halten.

Wahl der Sprache

c) zu den Rechtsmitteln

Verfügbarkeit außergerichtlicher Beschwerde-
und Rechtsbehelfsverfahren und Zugang dazu

[Angabe, ob der Verbraucher, der Vertragspartei
eines Fernabsatzvertrags ist, Zugang zu einem
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außergerichtlichen Beschwerde- und Rechts-
behelfsverfahren hat, und gegebenenfalls die
Voraussetzungen für diesen Zugang]
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Anlage 4
(zu Artikel 247 § 2)

Europäische Verbraucherkreditinformationen bei
1. Überziehungskrediten

2. Umschuldungen

1. Name und Kontaktangaben des Kreditgebers/Kreditvermittlers

Kreditgeber [Name]
Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Ver-

brauchers]
Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

(falls zutreffend)
Kreditvermittler [Name]
Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Ver-

brauchers]
Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

In allen Fällen, in denen „falls zutreffend“ angegeben ist, muss der Kredit-
geber das betreffende Kästchen ausfüllen, wenn die Information für den
Kreditvertrag relevant ist, oder die betreffende Information bzw. die gesamte
Zeile streichen, wenn die Information für die in Frage kommende Kreditart
nicht relevant ist.

Die Vermerke in eckigen Klammern dienen zur Erläuterung und sind
durch die entsprechenden Angaben zu ersetzen.

2. Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Kredits

Kreditart

Gesamtkreditbetrag
Obergrenze oder Summe aller Beträge, die auf-
grund des Kreditvertrags zur Verfügung gestellt
wird

Laufzeit des Kreditvertrags

(falls zutreffend)
Sie können jederzeit zur Rückzahlung des ge-
samten Kreditbetrags aufgefordert werden.

EGBGB Anl. 4 Anlage 4
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3. Kreditkosten

Sollzinssatz oder gegebenenfalls die verschiede-
nen Sollzinssätze, die für den Kreditvertrag gel-
ten

[%
– gebunden oder
– veränderlich (mit dem Index oder Referenz-

zinssatz für den anfänglichen Sollzinssatz)]

(falls zutreffend) [%. Repräsentatives Beispiel unter Angabe
sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses
einfließender Annahmen]Effektiver Jahreszins

Gesamtkosten ausgedrückt als jährlicher Pro-
zentsatz des Gesamtkreditbetrags
Diese Angabe hilft Ihnen dabei, unterschiedli-
che Angebote zu vergleichen.

(falls zutreffend) [Sämtliche vom Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses des Kreditvertrags an zu zahlende Kosten]

Kosten
(falls zutreffend)
Bedingungen, unter denen diese Kosten geän-
dert werden können

Kosten bei Zahlungsverzug Für verspätete Zahlungen wird Ihnen [. . . (an-
wendbarer Zinssatz und gegebenenfalls Ver-
zugskosten)] berechnet.

4. Andere wichtige rechtliche Aspekte

Beendigung des Kreditvertrags [Bedingungen und Verfahren zur Beendigung
des Kreditvertrags]

Datenbankabfrage
Der Kreditgeber muss Sie unverzüglich und un-
entgeltlich über das Ergebnis einer Datenbank-
abfrage unterrichten, wenn ein Kreditantrag
aufgrund einer solchen Abfrage abgelehnt wird.
Dies gilt nicht, wenn eine entsprechende Un-
terrichtung durch die Rechtsvorschriften der
Europäischen Gemeinschaft untersagt ist oder
den Zielen der öffentlichen Ordnung oder Si-
cherheit zuwiderläuft.

(falls zutreffend) Diese Informationen gelten vom . . . bis . . .
Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an
die vorvertraglichen Informationen gebunden
ist

(falls zutreffend)

5. Zusätzliche Informationen, die zu liefern sind, wenn die vorver-
traglichen Informationen einen Verbraucherkredit für eine Um-
schuldung betreffen

Teilzahlungen und gegebenenfalls Reihenfolge,
in der die Teilzahlungen angerechnet werden

Sie müssen folgende Zahlungen leisten:

[Repräsentatives Beispiel für einen Ratenzah-
lungsplan unter Angabe des Betrags, der Anzahl
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und der Periodizität der vom Verbraucher zu
leistenden Zahlungen]

Von Ihnen zu zahlender Gesamtbetrag

Vorzeitige Rückzahlung
Sie haben das Recht, den Kredit jederzeit ganz
oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen.
(falls zutreffend)
Dem Kreditgeber steht bei vorzeitiger Rück-
zahlung eine Entschädigung zu.

[Festlegung der Entschädigung (Berechnungs-
methode) gemäß § 502 BGB]

6. Zusätzlich zu gebende Informationen beim Fernabsatz von Finanz-
dienstleistungen

a) zum Kreditgeber

(falls zutreffend)
Vertreter des Kreditgebers in dem Mitgliedstaat,
in dem Sie Ihren Wohnsitz haben

[Name]

Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Ver-
brauchers]

Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

(falls zutreffend)
Eintrag im Handelsregister [Handelsregister, in das der Kreditgeber einge-

tragen ist, und seine Handelsregisternummer
oder eine gleichwertige in diesem Register ver-
wendete Kennung]

(falls zutreffend)
zuständige Aufsichtsbehörde

b) zum Kreditvertrag

Widerrufsrecht Ja/Nein
Sie haben das Recht, innerhalb von 14 Kalen-
dertagen den Kreditvertrag zu widerrufen.

[Praktische Hinweise zur Ausübung des Wider-
rufsrechts, u.a. Anschrift, an die die Widerrufs-
erklärung zu senden ist, sowie Folgen bei
Nichtausübung dieses Rechts](falls zutreffend)

Ausübung des Widerrufsrechts

(falls zutreffend)
Recht, das der Kreditgeber der Aufnahme von
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Kre-
ditvertrags zugrunde legt

(falls zutreffend)
Klauseln über das auf den Kreditvertrag an-
wendbare Recht und/oder das zuständige Ge-
richt

[Entsprechende Klauseln hier wiedergeben]

(falls zutreffend)
Wahl der Sprache Die Informationen und Vertragsbedingungen

werden in [Angabe der Sprache] vorgelegt. Mit
Ihrer Zustimmung werden wir während der

EGBGB Anl. 4 Anlage 4

Tabellenseite

16 15.9.2011 09:37 DTV APP

16



Laufzeit des Kreditvertrags in [Angabe der Spra-
che(n)] mit Ihnen Kontakt halten.

c) zu den Rechtsmitteln

Verfügbarkeit außergerichtlicher Beschwerde-
und Rechtsbehelfsverfahren und Zugang zu ih-
nen

[Angabe, ob der Verbraucher, der Vertragspartei
eines Fernabsatzvertrags ist, Zugang zu einem
außergerichtlichen Beschwerde- und Rechts-
behelfsverfahren hat, und gegebenenfalls die
Voraussetzungen für diesen Zugang]
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Anlage 5
(zu Artikel 247 § 2)

Europäisches Standardisiertes Merkblatt

Inhalt Beschreibung

Einleitungstext Diese Angaben stellen kein rechtsverbindliches Angebot dar.

Die Angaben werden nach Treu und Glauben zur Verfügung
gestellt und sind eine genaue Beschreibung des Angebots, das
das Kreditinstitut unter aktuellen Marktbedingungen und auf
der Basis der vom Kunden bereitgestellten Informationen
machen würde. Es sollte allerdings beachtet werden, dass sich
die Angaben je nach Marktentwicklung ändern können.
Die Aushändigung dieses Informationsmerkblattes verpflichtet
den Darlehensgeber nicht automatisch zur Darlehensbewil-
ligung.

1. Darlehensgeber
und eventuell Darlehens-
vermittler

2. Beschreibung [In diesem Absatz sollte eine kurze, aber deutliche Beschrei-
bung des vorgeschlagenen Vertrags erfolgen.
Dabei sollte verdeutlicht werden, ob
– das Darlehen grundpfandrechtlich oder durch eine andere

gewöhnlich verwendete Sicherheit zu sichern ist;
– es sich bei dem vorgeschlagenen Vertrag um ein Zinszah-

lungsdarlehen handelt (d.h. der Darlehensnehmer bedient
während der Darlehenslaufzeit nur die Zinsen und zahlt
am Ende der Laufzeit den vollen Darlehensbetrag zurück)
oder um ein Annuitätendarlehen (d.h. der Darlehensneh-
mer tilgt während der Darlehenslaufzeit nicht nur Zinsen
und Kosten, sondern auch das Darlehen);

– die Darlehensbedingungen vom zur Verfügung gestellten
Eigenkapital des Darlehensnehmers abhängig sind (eventu-
ell beschrieben als Prozentsatz des Wohneigentumswertes);

– die Darlehensbedingungen von der Bürgschaft eines Drit-
ten abhängig sind.]

3. Sollzinssatz
(anzugeben ist die Art des
Sollzinssatzes und die Dauer
der festgesetzten Darlehens-
laufzeit)

[Dieser Abschnitt sollte Informationen zur wichtigsten Ge-
genleistung des Darlehens liefern – dem Sollzinssatz. Soweit
bedeutsam, sollten Details zur Veränderlichkeit des Sollzins-
satzes beschrieben werden, einschließlich u.a. Überprüfungs-
phasen, ausgesetzter Phasen und verbundener Strafklauseln
sowie die Angabe von Zinsmargen, innerhalb derer ein ver-
änderlicher Sollzinssatz schwanken kann usw.

Es sollte beschrieben werden, ob sich ein veränderlicher Soll-
zinssatz auf einen Index oder Referenzzinssatz bezieht oder
nicht und, soweit relevant, nähere Angaben zum Index oder
Referenzzinssatz.]

4. Effektiver Jahreszins
Gesamtkosten ausgedrückt
als jährlicher Prozentsatz
des Gesamtkreditbetrags
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Inhalt Beschreibung

5. Nettodarlehensbetrag und
Währung

6. Gesamtdauer der Darle-
hensvereinbarung

7. Anzahl und Häufigkeit der
Ratenzahlung (kann variie-
ren)

8. Bei Annuitätendarlehen:
Höhe der Ratenzahlung
(kann variieren)

9. Bei wohnungswirtschaftli-
chen Zinszahlungsdarlehen:
– Höhe jeder regelmäßi-

gen Zinszahlung;
– Höhe der regelmäßig

zur Vermögensbildung
zu leistenden Zahlun-
gen.

[Der Darlehensgeber sollte – reale oder repräsentative – An-
gaben
– zur Höhe und Anzahl jeder regelmäßigen Zinszahlung

(vgl. Angaben unter Punkt 7) sowie
– zur Höhe und Anzahl der zur Vermögensbildung zu leis-

tenden regelmäßigen Zahlungen (vgl. Angaben unter
Punkt 7)

liefern.
Gegebenenfalls sollte der Darlehensgeber darauf hinweisen,
dass die zur Vermögensbildung geleisteten Zahlungen und
daraus resultierenden Ansprüche möglicherweise nicht die
vollständige Rückzahlung des Darlehens gewährleisten.
Falls ein Darlehensgeber Vermögensbildungsverträge in sei-
nem Angebot führt und diese als Teil eines Zinszahlungsdarle-
hens anbietet, sollte klargestellt werden, ob das Angebot an
den vom Darlehensgeber vorgeschlagenen Vermögensbil-
dungsvertrag gebunden ist.]

10. Zusätzliche einmalige Kos-
ten, soweit anwendbar

[Eine Liste aller anfänglichen einmaligen Kosten, die der Dar-
lehensnehmer zum Zeitpunkt der Aufnahme des wohnungs-
wirtschaftlichen Darlehens zahlen muss, muss vorgelegt wer-
den.

Falls diese Kosten unter direkter oder indirekter Kontrolle des
Darlehensgebers stehen, sollte eine Schätzung der Kosten
erfolgen.
Soweit dies relevant ist, sollte klargestellt werden, ob die Kos-
ten auch unabhängig von der Darlehensbewilligung entrichtet
werden müssen.
Solche Kosten könnten z.B. umfassen:
– Verwaltungskosten
– Kosten für Rechtsberatung
– Schätz- und Sachverständigenkosten.
Wenn ein Angebot daran gebunden ist, dass der Darlehens-
nehmer die genannten Dienstleistungen vom Darlehensgeber
in Anspruch nimmt, sollte deutlich auf diese Tatsache hinge-
wiesen werden.]

11. Zusätzliche wiederkehrende
Kosten (soweit nicht bereits
in Punkt 8 berücksichtigt)

[Diese Liste sollte z.B. beinhalten:
– Versicherung bei Zahlungsunfähigkeit (Arbeitslosigkeit

oder Todesfall)
– Feuerversicherung
– Gebäude- und Hausratsversicherung.
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Inhalt Beschreibung
Wenn ein Angebot daran gebunden ist, dass der Darlehens-
nehmer die genannten Dienstleistungen vom Darlehensgeber
in Anspruch nimmt, sollte deutlich auf diese Tatsache hinge-
wiesen werden.]

12. Vorzeitige Rückzahlung,
Kündigungsmöglichkeiten

[Der Darlehensgeber sollte Hinweise geben zu
– der Möglichkeit und den Bedingungen der vorzeitigen

Rückzahlung
– einschließlich eines Hinweises auf jegliche anwendbaren

Gebühren.
In Fällen, in denen eine genaue Angabe der Kosten zu diesem
Zeitpunkt nicht möglich ist, sollte der Hinweis erfolgen, dass
ein Betrag vom Darlehensnehmer zu zahlen ist, der ausreicht,
um die sich aus der Kündigung für den Darlehensgeber erge-
benden Kosten auszugleichen.]

13. Internes Beschwerdesystem [Name, Anschrift und Telefonnummer der Kontaktstelle]

14. Repräsentativer Tilgungs-
plan

[Der Darlehensgeber sollte einen repräsentativen und zusam-
menfassenden Tilgungsplan vorlegen, der mindestens folgen-
de Angaben enthalten sollte:
– monatliche oder (soweit dies der Fall ist) vierteljährliche

Raten für das erste Jahr;
– gefolgt von jährlichen Angaben für die gesamte (Rest-)

Laufzeit des Darlehens.
Der Tilgungsplan sollte auch Angaben
– zu den Tilgungszahlungen,
– zu den Zinszahlungen,
– zur zu zahlenden Restschuld,
– zu den einzelnen Raten sowie
– zum Gesamtbetrag
enthalten.

Es sollte deutlich darauf hingewiesen werden, dass der Til-
gungsplan lediglich illustrativ ist und eine Warnung enthalten,
falls das angebotene wohnungswirtschaftliche Darlehen ver-
änderlich verzinst wird.]

15. Verpflichtung, das Bank-
und Gehaltskonto beim
Darlehensgeber zu führen

16. Widerrufsrecht Ja/Nein
Sie haben das Recht, inner-
halb von 14 Kalendertagen
den Darlehensvertrag zu
widerrufen.

17. Abtretung, Übertragung
Forderungen aus dem Dar-
lehensverhältnis können an
Dritte, z.B. Inkassounter-
nehmen, abgetreten wer-
den.

Ja/Nein
[Eventuell mit Einschränkungen, z.B. nur bei Zahlungsrück-
stand]

Der Darlehensgeber kann
das Vertragsverhältnis ohne
Ihre Zustimmung auf ande-
re Personen übertragen, z.

Ja/Nein
[Eventuell mit Einschränkungen]
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Inhalt Beschreibung
B. bei einer Umstrukturie-
rung des Geschäfts.

18. Zusätzliche Informationen
im Fernabsatzgeschäft
(falls zutreffend)

Darlehensvermittler oder Vertre-
ter des Darlehensgebers in dem
Mitgliedstaat, in dem Sie Ihren
Wohnsitz haben

[Name]

Anschrift [Ladungsfähige Anschrift für Kontakte des Darlehensnehmers]
Telefon
E-Mail
Fax
Internet-Adresse

Eintrag im Handelsregister [Handelsregister, in das der Darlehensgeber eingetragen ist,
und seine Handelsregisternummer oder eine gleichwertige in
diesem Register verwendete Kennung]

Zuständige Aufsichtsbehörde

Ausübung des Widerrufsrechts [Praktische Hinweise zur Ausübung des Widerrufsrechts, da-
runter Angabe der Anschrift, an die die Widerrufserklärung
zu senden ist, sowie der Folgen bei Nichtausübung dieses
Rechts]

Rechtsordnungen, die der Darle-
hensgeber der Aufnahme von Be-
ziehungen zu Ihnen vor Abschluss
des Darlehensvertrags zugrunde
legt

Klauseln über das auf den Darle-
hensvertrag anwendbare Recht
und das zuständige Gericht

[Entsprechende Klauseln hier wiedergeben]

Wahl der Sprache Die Informationen und Vertragsbedingungen werden in [An-
gabe der Sprache] vorgelegt. Mit Ihrer Zustimmung werden
wir während der Laufzeit des Darlehensvertrags in [Angabe
der Sprache(n)] mit Ihnen Kontakt halten.

Verfügbarkeit außergerichtlicher
Beschwerde- und Rechtsbehelfs-
verfahren und Zugang zu ihnen

[Angabe, ob der Darlehensnehmer Zugang zu einem außerge-
richtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren hat, und
gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang]

Zeitraum, für den der Darlehens-
geber an die vorvertraglichen In-
formationen gebunden ist

Diese Informationen gelten vom . . . bis . . .

In allen Fällen, in denen „falls zutreffend“ angegeben ist, muss der Darle-
hensgeber oder Darlehensvermittler das betreffende Kästchen ausfüllen, wenn
die Information für das Darlehen bedeutsam ist, oder die betreffende Informa-
tion oder gesamte Zeile streichen, wenn die Information für das in Frage
kommende Darlehen bedeutungslos ist.

Die Vermerke in eckigen Klammern dienen zur Erläuterung und sind
durch die entsprechenden Angaben zu ersetzen.
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Anlage 6
(zu Artikel 247 § 6 Absatz 2 und § 12 Absatz 1)

Muster
für eine Widerrufsinformation für Verbraucherdarlehensverträge1)

Widerrufsinformation
Widerrufsrecht
Der Darlehensnehmer* kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von
Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen [1]. Die Frist beginnt nach Abschluss
des Vertrags, aber erst, nachdem der Darlehensnehmer alle Pflichtangaben nach § 492 Absatz 2
BGB (z.B. Angabe zur Art des Darlehens, Angabe zum Nettodarlehensbetrag, Angabe zur Ver-
tragslaufzeit) erhalten hat [2]. Der Darlehensnehmer hat alle Pflichtangaben erhalten, wenn sie in
der für den Darlehensnehmer bestimmten Ausfertigung seines Antrags oder in der für den
Darlehensnehmer bestimmten Ausfertigung der Vertragsurkunde oder in einer für den Darlehens-
nehmer bestimmten Abschrift seines Antrags oder der Vertragsurkunde enthalten sind und dem
Darlehensnehmer eine solche Unterlage zur Verfügung gestellt worden ist. Über in den Vertrags-
text nicht aufgenommene Pflichtangaben kann der Darlehensnehmer nachträglich in Textform
informiert werden; die Widerrufsfrist beträgt dann einen Monat. Der Darlehensnehmer ist mit
den nachgeholten Pflichtangaben nochmals auf den Beginn der Widerrufsfrist hinzuweisen. Zur
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu
richten an: [3]
[4]
[4 a]
[4 b]
[4 c]
Widerrufsfolgen
Der Darlehensnehmer hat innerhalb von 30 Tagen das Darlehen, soweit es bereits ausbezahlt
wurde, zurückzuzahlen und für den Zeitraum zwischen der Auszahlung und der Rückzahlung des
Darlehens den vereinbarten Sollzins zu entrichten. Die Frist beginnt mit der Absendung der
Widerrufserklärung. Für den Zeitraum zwischen Auszahlung und Rückzahlung ist bei vollständi-
ger Inanspruchnahme des Darlehens pro Tag ein Zinsbetrag in Höhe von [5] Euro zu zahlen.
Dieser Betrag verringert sich entsprechend, wenn das Darlehen nur teilweise in Anspruch genom-
men wurde. [6] [7]
[8]
[8 a]
[8 b]
[8 c]
[8 d]
[8 e]
[8 f]

Gestaltungshinweise

[1] Bei entgeltlichen Finanzierungshilfen betreffend die Überlassung von Sa-
chen ist hier Folgendes einzufügen:
„ ; wenn ihm die Sache vor Fristablauf überlassen wird, kann er den
Widerruf auch durch Rücksendung der Sache erklären“.
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[2] Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr (§ 312 g Absatz 1 Satz 1
BGB) ist hier Folgendes einzufügen:
„ , aber erst, nachdem der Darlehensgeber seine Pflichten aus § 312 g
Absatz 1 Satz 1 BGB in Verbindung mit Artikel 246 § 3 EGBGB erfüllt
hat“.

[3] Hier sind einzufügen: Name/Firma und ladungsfähige Anschrift des Wi-
derrufsadressaten. Zusätzlich können angegeben werden: Telefaxnummer,
E-Mail-Adresse und/oder, wenn der Darlehensnehmer eine Bestätigung
seiner Widerrufserklärung an den Darlehensgeber erhält, auch eine Inter-
net-Adresse.

[4] Bei Anwendung der Gestaltungshinweise [4 a] , [4 b] oder [4 c] sind hier
folgende Unterüberschrift und folgender Hinweis einzufügen:
„Besonderheiten bei weiteren Verträgen“
„Wenn dem Darlehensnehmer für den weiteren Vertrag ein Rückgabe-
recht an Stelle eines Widerrufsrechts eingeräumt wurde, steht die Rück-
gabe im Folgenden dem Widerruf gleich.“

[4 a] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB ist hier einzufügen:
a) wenn der Vertrag nicht den Erwerb von Finanzinstrumenten zum Ge-
genstand hat:
„– Widerruft der Darlehensnehmer diesen Darlehensvertrag, so ist er

auch an den [einsetzen: Bezeichnung des verbundenen Vertrags] (im
Folgenden: verbundener Vertrag)** nicht mehr gebunden.

– Steht dem Darlehensnehmer in Bezug auf den [einsetzen***: ver-
bundenen Vertrag] ein Widerrufsrecht zu, so ist er mit wirksamem
Widerruf des [einsetzen***: verbundenen Vertrags] auch an den
Darlehensvertrag nicht mehr gebunden. Für die Rechtsfolgen des
Widerrufs sind die in dem [einsetzen***: verbundenen Vertrag]
getroffenen Regelungen und die hierfür erteilte Widerrufsbeleh-
rung maßgeblich.“

b)wenn der Vertrag den Erwerb von Finanzinstrumenten zum Gegenstand
hat:
„– Widerruft der Darlehensnehmer den [einsetzen: Bezeichnung des

verbundenen Vertrags], so ist er auch an den Darlehensvertrag nicht
mehr gebunden.“

[4 b] Bei einem Geschäft, dessen Vertragsgegenstand (die Ware oder Leistung
des Unternehmers) in dem Verbraucherdarlehensvertrag genau angegeben
ist und das nicht gleichzeitig die Voraussetzungen eines verbundenen
Vertrags gemäß § 358 BGB erfüllt (angegebenes Geschäft gemäß § 359 a
Absatz 1 BGB), ist hier Folgendes einzufügen:
„– Steht dem Darlehensnehmer in Bezug auf das [einsetzen: Bezeichnung

des im Darlehensvertrag angegebenen Geschäfts] (im Folgenden: an-
gegebenes Geschäft)** ein Widerrufsrecht zu, so ist er mit wirksamem
Widerruf des angegebenen Geschäfts auch an diesen Darlehensvertrag
nicht mehr gebunden.“

[4 c] Bei einem Vertrag über eine vom Darlehensgeber für die Darlehens-
gewährung verlangte Zusatzleistung (§ 359 a Absatz 2 BGB in Verbindung
mit Artikel 247 § 8 EGBGB), der nicht gleichzeitig die Voraussetzungen
eines verbundenen Vertrags gemäß § 358 BGB erfüllt und der nicht den
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durch das Darlehen finanzierten Erwerb von Finanzinstrumenten zum
Gegenstand hat, kann hier Folgendes eingefügt werden:
„– Steht dem Darlehensnehmer in Bezug auf diesen Darlehensvertrag ein

Widerrufsrecht zu, so ist er mit wirksamem Widerruf des Darlehens-
vertrags auch an den [einsetzen: Bezeichnung des Vertrags über eine
Zusatzleistung] (im Folgenden: Vertrag über eine Zusatzleistung)**
nicht mehr gebunden, wenn der [einsetzen***: Vertrag über eine
Zusatzleistung] in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Darlehens-
vertrag abgeschlossen wurde.“

[5] Hier ist der genaue Zinsbetrag in Euro pro Tag einzufügen. Centbeträge
sind als Dezimalstellen anzugeben.

[6] Ist das Darlehen durch ein Grundpfandrecht gesichert, ist hier Folgendes
einzufügen:
„Wenn der Darlehensnehmer nachweist, dass der Wert seines Gebrauchs-
vorteils niedriger war als der Vertragszins, muss er nur den niedrigeren
Betrag zahlen. Dies kann z.B. in Betracht kommen, wenn der markt-
übliche Zins geringer war als der Vertragszins.“

[7] Erbringt der Darlehensgeber gegenüber öffentlichen Stellen Aufwendun-
gen gemäß § 495 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Halbsatz 1 BGB und will er
sich für den Fall des Widerrufs die Geltendmachung dieses Anspruchs
vorbehalten, ist hier Folgendes einzufügen:
„– Der Darlehensnehmer hat dem Darlehensgeber auch die Aufwendun-

gen zu ersetzen, die der Darlehensgeber gegenüber öffentlichen Stel-
len erbracht hat und nicht zurückverlangen kann.“

[8] Bei Anwendung der Gestaltungshinweise [8 a], [8 b], [8 c], [8 d], [8 e] oder
[8 f] ist hier als Unterüberschrift einzufügen:
„Besonderheiten bei weiteren Verträgen“.
Dies gilt nicht, wenn bei einer entgeltlichen Finanzierungshilfe betreffend
die Überlassung einer Sache ausschließlich der Hinweis 8 c verwandt wird
und weitere Verträge nicht vorliegen.
Liegen mehrere weitere Verträge nebeneinander vor, kann im Folgenden
die Unterrichtung gemäß den anwendbaren Gestaltungshinweisen auch
durch eine entsprechende, jeweils auf den konkreten Vertrag bezogene,
wiederholte Nennung der Hinweise erfolgen.

[8 a] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB oder einem angegebe-
nen Geschäft nach § 359 a Absatz 1 BGB, der oder das nicht den Erwerb
von Finanzinstrumenten zum Gegenstand hat, ist hier Folgendes einzufü-
gen:
„– Steht dem Darlehensnehmer in Bezug auf [einsetzen***: den verbun-

denen Vertrag und/oder das angegebene Geschäft] ein Widerrufsrecht
zu, sind im Fall des wirksamen Widerrufs [einsetzen***: des verbun-
denen Vertrags und/oder des angegebenen Geschäfts] Ansprüche des
Darlehensgebers auf Zahlung von Zinsen und Kosten aus der Rück-
abwicklung des Darlehensvertrags gegen den Darlehensnehmer aus-
geschlossen.“

[8 b] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB, der nicht den Erwerb
von Finanzinstrumenten zum Gegenstand hat oder bei einem Vertrag über
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eine Zusatzleistung, wenn von Gestaltungshinweis [4 c] Gebrauch gemacht
wurde, ist hier Folgendes einzufügen:
„– Ist der Darlehensnehmer aufgrund des Widerrufs dieses Darlehensver-

trags an [einsetzen***: den verbundenen Vertrag und/ oder den Ver-
trag über eine Zusatzleistung] nicht mehr gebunden, sind insoweit die
beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren und ggf. ge-
zogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben.“

[8 c] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB über die Überlassung
einer Sache oder bei einem Vertrag über eine entgeltliche Finanzierungs-
hilfe, deren Vertragsgegenstand die Überlassung einer Sache ist, sowie bei
einem Vertrag über eine Zusatzleistung gerichtet auf die Überlassung einer
Sache, wenn von Gestaltungshinweis [4 c] Gebrauch gemacht wurde, ist
hier folgender Unterabsatz einzufügen:
„– Paketversandfähige Sachen sind auf Kosten und auf Gefahr des Ver-

tragspartners des Darlehensnehmers zurückzusenden. Die Kosten der
Rücksendung hat der Darlehensnehmer abweichend davon zu tragen,
wenn dies im [einsetzen***: verbundenen Vertrag und/oder Vertrag
über eine Zusatzleistung] wirksam vereinbart wurde. Nicht paketver-
sandfähige Sachen werden beim Darlehensnehmer abgeholt.“

Der zweite Satz („Die Kosten der Rücksendung . . .“) entfällt, wenn ein
weiterer Vertrag nicht vorliegt.
Der Unterabsatz kann wie folgt ergänzt werden:
„Wenn der Darlehensnehmer die aufgrund [einsetzen***: des verbunde-
nen Vertrags oder des Vertrags über eine Zusatzleistung oder einsetzen:
Bezeichnung der entgeltlichen Finanzierungshilfe] überlassene Sache so-
wie Nutzungen (z.B. Gebrauchsvorteile) nicht oder teilweise nicht oder
nur in verschlechtertem Zustand zurückgewähren beziehungsweise he-
rausgeben kann, hat er insoweit Wertersatz zu leisten. Für die Verschlech-
terung der Sache muss der Darlehensnehmer Wertersatz nur leisten, soweit
die Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist,
der über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinaus-
geht. Unter „Prüfung der Eigenschaften und der Funktionsweise“ versteht
man das Testen und Ausprobieren der jeweiligen Ware, wie es etwa im
Ladengeschäft möglich und üblich ist.“
Handelt es sich bei dem verbundenen Vertrag oder dem Vertrag über eine
Zusatzleistung um einen Fernabsatzvertrag, für den ein Widerrufsrecht
gemäß § 312 d BGB besteht oder bestand, sind die beiden vorhergehen-
den Sätze durch folgende Sätze zu ersetzen:
„Für die Verschlechterung der Sache und für gezogene Nutzungen muss
der Darlehensnehmer Wertersatz nur leisten, soweit die Verschlechterung
auf einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist, der über die Prüfung
der Eigenschaften und der Funktionsweise hinausgeht. Unter „Prüfung
der Eigenschaften und der Funktionsweise“ versteht man das Testen und
Ausprobieren der jeweiligen Ware, wie es etwa im Ladengeschäft möglich
und üblich ist.“

[8 d] Bei einem angegebenen Geschäft nach § 359 a Absatz 1 BGB ist hier
Folgendes einzufügen:
„– Ist der Darlehensnehmer aufgrund des Widerrufs des [einsetzen:***

angegebenen Geschäfts] an den Darlehensvertrag nicht mehr gebun-
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den, sind insoweit die beiderseits empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren und ggf. gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszuge-
ben.“

[8 e] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB oder einem angegebe-
nen Geschäft nach § 359 a Absatz 1 BGB, der oder das nicht den Erwerb
von Finanzinstrumenten zum Gegenstand hat, oder bei einem vom Darle-
hensgeber finanzierten Vertrag über eine Zusatzleistung, wenn von Gestal-
tungshinweis [4 c] Gebrauch gemacht wurde, ist hier Folgendes einzufü-
gen:
„– Wenn der Darlehensnehmer infolge des Widerrufs des Darlehensver-

trags nicht mehr an den weiteren Vertrag gebunden ist oder infolge
des Widerrufs des weiteren Vertrags nicht mehr an den Darlehens-
vertrag gebunden ist, gilt ergänzend Folgendes: Ist das Darlehen bei
Wirksamwerden des Widerrufs dem Vertragspartner des Darlehens-
nehmers aus [einsetzen***: dem verbundenen Vertrag und/oder dem
angegebenen Geschäft und/oder dem Vertrag über eine Zusatzleis-
tung] bereits zugeflossen, tritt der Darlehensgeber im Verhältnis zum
Darlehensnehmer hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs in die
Rechte und Pflichten des Vertragspartners aus dem weiteren Vertrag
ein.“

Dieser Hinweis entfällt, wenn der Darlehensgeber zugleich Vertragspart-
ner des Darlehensnehmers aus dem weiteren Vertrag ist.

[8 f] Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358 BGB, der nicht den Erwerb
von Finanzinstrumenten zum Gegenstand hat, sind hier folgende Über-
schrift und folgender Hinweis einzufügen:
„Einwendungen bei verbundenen Verträgen“
„Der Darlehensnehmer kann die Rückzahlung des Darlehens verweigern,
soweit ihn Einwendungen berechtigen würden, seine Leistung gegenüber
dem Vertragspartner aus dem verbundenen Vertrag zu verweigern. Dies
gilt nicht, wenn das finanzierte Entgelt weniger als 200 Euro beträgt oder
wenn der Rechtsgrund für die Einwendung auf einer Vereinbarung be-
ruht, die zwischen dem Darlehensnehmer und dem anderen Vertrags-
partner nach dem Abschluss des Darlehensvertrags getroffen wurde. Kann
der Darlehensnehmer von dem anderen Vertragspartner Nacherfüllung
verlangen, so kann er die Rückzahlung des Darlehens erst verweigern,
wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist.“
Dieser Hinweis und die Überschrift können entfallen, wenn der Darle-
hensgeber weiß, dass das finanzierte Entgelt weniger als 200 Euro beträgt.

* Die Vertragsparteien können auch direkt angesprochen werden (z.B.
„Sie“, „Wir“). Es kann auch die weibliche Form der jeweiligen Bezeich-
nung und/oder die genaue Bezeichnung der Vertragsparteien verwendet
werden. Es können auch die Bezeichnungen „Kreditnehmer“ und „Kre-
ditgeber“ verwendet werden. Bei entgeltlichen Finanzierungshilfen sind
die Bezeichnungen entsprechend anzupassen, beispielsweise mit „Leasing-
geber“ und „Leasingnehmer“. Die weitergehende Anpassungspflicht für
entgeltliche Finanzierungshilfen gemäß Artikel 247 § 12 Absatz 1 Satz 4
EGBGB bleibt unberührt.
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** Dieser Klammerzusatz entfällt bei durchgängiger genauer Bezeichnung
des Vertrags/Geschäfts.

*** Die Bezugnahme auf den betreffenden Vertrag/auf das betreffende Ge-
schäft kann nach erstmaliger genauer Bezeichnung im Weiteren durch
Verwendung der allgemeinen Bezeichnung des jeweiligen Vertrags/Ge-
schäfts (verbundener Vertrag, angegebenes Geschäft, Vertrag über eine
Zusatzleistung) erfolgen.
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